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Allgemeines Verwaltungsrecht und Verwaltungskostenrecht
Lernfeld 1: Verwaltungsverfahren
Lernziel 1.1: Bescheid & Co

Lernziel laut Stoffgliederungsplan

Der Teilnehmer soll ein Verwaltungsverfahren durchführen und mit einem Bescheid abschließen können. Das erfordert umfassende Kenntnisse im Verwaltungsverfahrensrecht (s.u. A.), umfassende Kenntnisse über die ordnungsgemäße Bekanntgabe von Bescheiden (s.u. B.), Kenntnisse des Verwaltungskostenrechts (s.u. C.), Kenntnisse des Verwaltungsvollstreckungsrechts (s.u. D.) sowie umfassende Kenntnisse in der Bescheidtechnik (s.u. E.).

A. Verwaltungsverfahrensrecht

I. Überblick

1. Abgrenzung zu anderen Handlungsformen

Vgl. Peter Lehmann, S. 23 (Nr. 3.1). Zum öffentlichrechtlichen Vertrag vgl. Lernziel 1.2.
2. Abgrenzung des BayVwVfG zum SGB X und zur AO

	Art. 1 Abs. 1

Satz 1 BayVwVfG
	§ 1 Abs. 1

Satz 1 SGB X
	§ 1 Abs. 1 AO


	Dieses Gesetz gilt für die öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit der Behörden ... und der sonstigen ... juristischen Personen des öffentlichen Rechts, soweit nicht Rechtsvorschriften des Freistaates Bayern inhaltsgleiche oder entgegenstehende Bestimmungen enthalten.
	Die Vorschriften dieses Kapitels gelten für die öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit der Behörden, die nach diesem Gesetzbuch ausgeübt wird.
	Dieses Gesetz gilt für alle Steuern einschließlich der Steuervergütungen, die durch Bundesrecht oder Recht der Europäischen Gemeinschaften geregelt sind, soweit sie durch Bundesfinanzbehörden oder durch Landesfinanzbehörden verwaltet werden.


· Übungsfall: Obelix im Schwimmbad

3. Formen des Verwaltungsakts
	Entstehungsformen
	einseitig

(z.B. Widerruf einer

gaststättenrechtlichen Erlaubnis)

oder

mitwirkungsbedürftig

(z.B. Erteilung einer

gaststättenrechtlichen Erlaubnis)
	einstufig

(Regelfall)

oder

mehrstufig

(z.B. Erlass einer Baugenehmigung nach Erteilung des gemeindlichen

Einvernehmens, § 36 BauGB)

	Ausdrucksformen

(Art. 37 Abs. 2 Satz 1 BayVwVfG)
	schriftlich

(elektronisch)

= Bescheid

	mündlich

(z.B. Platzverweis)
	in anderer Weise

(z.B. Handzeichen des Polizisten zur Regelung des Straßenverkehrs)

	Wirkungsformen
	belastend

(z.B. baurechtliche Beseitigungsanordnung)

oder

begünstigend

(z.B. Erteilung einer

Taxikonzession)
	Mischwirkung

(Genehmigung unter Auflagen)

sowie

Doppelwirkung

(z.B. Baugenehmigung mit

Befreiung von Grenzabständen)
	befehlend
(z.B. Beitragsbescheid),

gestaltend

(z.B. Sondernutzungserlaubnis)

oder

feststellend

(z.B. „Ausmusterungsbescheid“)
	personenbezogen

(z.B. Fahrerlaubnis)

oder / und

(z.B. Gaststättengenehmigung)

dinglich

(z.B. Widmung)


II. Verfahrensgrundsätze

1. Nichtförmlichkeit des Verwaltungsverfahrens

	Art. 10 BayVwVfG
	Besondere Rechtsvorschriften

	1Das Verwaltungsverfahren ist an bestimmte Formen nicht gebunden, soweit keine besonderen Rechtsvorschriften für die Form des Verfahrens bestehen. 2Es ist einfach, zweckmäßig und zügig durchzuführen.
	§ 10 BImSchG
	immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren

	
	Art. 63 – 71 BayVwVfG
	förmliches

Verwaltungsverfahren

	
	Art. 72 – 78 BayVwVfG
	Planfeststellungsverfahren


2. Beteiligungs- und Handlungsfähigkeit

	
	Beteiligungsfähigkeit
	Handlungsfähigkeit

	Definition
	Fähigkeit, Subjekt eines

Verwaltungsverfahrens

(z.B. Antragsteller,

Adressat oder

Hinzugezogener)

zu sein.
	Fähigkeit, ein Verwaltungsverfahren als Beteiligter selbst zu führen und Verfahrenshandlungen (z.B. Antragstellung und ‑rücknahme, Stellungnahme etc.) vorzunehmen.

	Regelung
	Art. 11 BayVwVfG
	Art. 12 BayVwVfG

	Anknüpfungspunkt
	Rechtsfähigkeit (§ 1 BGB)

bzw. Behörden
	Geschäftsfähigkeit

(§§ 2 ff., 104 ff. BGB)

	Pendant im Prozess
	Parteifähigkeit (§ 61 VwGO)
	Prozessfähigkeit (§ 62 VwGO)


3. Ausgeschlossene und befangene Personen

	Ausgeschlossene Personen

(Art. 20 BayVwVfG)
	Besorgnis der Befangenheit

(Art. 21 BayVwVfG)

	Ausgeschlossen vom Verwaltungsverfahren kraft Gesetzes sind Amtsträger, die am Verwaltungsverfahren selbst beteiligt sind oder waren bzw. in engen persönlichen oder wirtschaftlichen Beziehungen zu einem Beteiligten stehen.
	Bei Besorgnis der Befangenheit entscheidet der Behördenleiter darüber, ob sich der Amtsträger weiterer Mitwirkung zu enthalten hat. Besorgnis der Befangenheit liegt vor, wenn objektiv ein vernünftiger Grund besteht, der geeignet ist, Misstrauen gegen eine unparteiische Amtsausübung zu rechtfertigen oder wenn von einem Beteiligten ein solcher Grund schlüssig behauptet wird. Ausreichend ist die rein objektiv zu beurteilende Besorgnis der Befangenheit; ob der Amtsträger tatsächlich befangen ist oder sich befangen fühlt, ist nicht maßgebend.


4. Ablauf des Verwaltungsverfahrens

	Offizialprinzip
	Ausnahme

	Art. 22 Satz 1 BayVwVfG: Die Behörde entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen, ob und wann sie ein Verwaltungsverfahren durchführt.
	Art. 22 Satz 2 BayVwVfG: Dies gilt nicht, wenn die Behörde auf Grund von Rechtsvorschriften

1. von Amts wegen oder auf Antrag

tätig werden muss,

2. nur auf Antrag tätig werden darf und ein Antrag nicht vorliegt.


	Untersuchungsgrundsatz

	Art. 24 Abs. 1 BayVwVfG: 1Die Behörde ermittelt den Sachverhalt von Amts wegen. 2Sie bestimmt Art und Umfang der Ermittlungen; an das Vorbringen und an die Beweisanträge der Beteiligten ist sie nicht gebunden.


	Grundsatz der
Unbeschränktheit der Beweismittel
	Beispiele

	Art. 26 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG: Die Behörde bedient sich der Beweismittel, die sie nach pflichtgemäßem Ermessen zur Ermittlung des Sachverhalts für erforderlich hält.
	Art. 26 Abs. 1 Satz 2 BayVwVfG: Sie kann insbesondere
1. Auskünfte jeder Art einholen,

2. Beteiligte anhören, Zeugen und Sachverständige vernehmen oder die schriftliche Äußerung von Beteiligten, Sachverständigen und Zeugen einholen,

3. Urkunden und Akten beiziehen,

4. den Augenschein einnehmen.


	Anhörung
	Der Katalog der in

Art. 28 Abs. 2 BayVwVfG normierten Ausnahmen ist aus rechtsstaatlichen Gründen im Zweifel eng auszulegen.

	Art. 28 Abs. 1 BayVwVfG: Bevor ein Verwaltungsakt erlassen wird, der in Rechte eines Beteiligten eingreift, ist diesem Gelegenheit zu geben, sich zu den für die Entscheidung erheblichen Tatsachen zu äußern.
	


	Frist
	Termin

	= ein bestimmter oder zumindest bestimmbarer Zeitraum, innerhalb dessen bestimmte Handlungen vorzunehmen sind.
	= ein bestimmter Zeitpunkt, an welchem (genau) etwas zu geschehen hat

oder eine Rechtswirkung eintritt.

	Art. 31 Abs. 1 BayVwVfG: Für die Berechnung von Fristen und für die Bestimmung von Terminen gelten die §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend, soweit nicht durch die Absätze 2 bis 5 etwas anderes bestimmt ist.


	Verlängerung behördlicher Fristen
	Wiedereinsetzung in gesetzliche Fristen

	Art. 31 Abs. 7 BayVwVfG: 1Fristen, die von einer Behörde gesetzt sind, können verlängert werden. 2Sind solche Fristen bereits abgelaufen, so können sie rückwirkend verlängert werden.
	Art. 32 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG:
 War jemand ohne Verschulden verhindert, eine gesetzliche Frist einzuhalten, so ist ihm auf Antrag

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren.


B. Bekanntgabe des Verwaltungsaktes

I. Art und Weise (ähnlich Peter Lehmann, S. 72)

	Einfache Bekanntgabe, Art. 41 Abs. 2 BayVwVfG (normaler verschlossener Brief)

Zugangsfiktion am dritten Tag nach der Aufgabe zur Post (= Termin!)


	Öffentliche Bekanntgabe, Art. 41 Abs. 3 BayVwVfG

(v.a. Allgemeinverfügung, Art. 41 Abs. 3 Satz 2 BayVwVfG)

Öffentliche Bekanntmachung schriftlicher (oder elektronischer) Verwaltungsakte,

Art. 41 Abs. 4 BayVwVfG

	Förmliche Zustellung,

Art. 41 Abs. 5 BayVwVfG

Art. 1 Abs. 5 VwZVG (§ 1 Abs. 3 VwZG): Behördliche Anordnung oder Rechtsvorschrift, z.B.:

Art. 72 Abs. 2 Satz 3 BayBO:

Baugenehmigung an Bauherrn und Gemeinde (bei verweigertem Einvernehmen).

Art. 71 Abs. 1 Satz 6 BayBO:

Baugenehmigung an Nachbarn (bei verweigerter Zustimmung)

§ 10 Abs. 7 BImSchG:

Immissionsschutzrechtliche Genehmigung

§ 73 Abs. 3 Satz 1 VwGO:

Widerspruchsbescheid
Art. 69 Abs. 2 Satz 1 BayVwVfG:

Verwaltungsakt im förmlichen Verwaltungsverfahren
Art. 74 Abs. 4 Satz 1 BayVwVfG:

Planfeststellungsbeschluss
Art. 36 Abs. 7 VwZVG:

Zwangsmittelandrohung,

s.u. D.III.2.b.
	Art. 2 Abs. 2 VwZVG (§ 2 Abs. 2 VwZG): Die Behörde hat die Wahl zwischen den einzelnen Zustellungsarten.

	· 
	durch die Post
	mit PZU
,

Art. 3 VwZVG (§ 3 VwZG)

	
	
	mittels eingeschriebenen Briefes
, Art. 4 VwZVG

(§ 4 VwZG). Zugangsfiktion wie bei einfacher Bekanntgabe

	
	durch die Behörde
	gegen Empfangsbestätigung
, Art. 5, 10 – 13 VwZVG

(§§ 5, 10 – 13 VwZG)

	
	
	mittels Vorlegens der Urschrift (kaum praktiziert),

Art. 6 VwZVG (§ 6 VwZG)

	
	Sonderarten


	im Ausland, Art. 14 VwZVG (§ 14 VwZG)

	
	
	Öffentliche Zustellung,

Art. 15 VwZVG (§ 15 VwZG)

	
	
	an Beamte etc., Art. 16 VwZVG (§ 16 VwZG)

	
	
	im Abgabenverfahren

(auch Realsteuern): einfacher verschlossener Brief, Art. 17 (23 Abs. 2) VwZVG.

Zugangsfiktion wie bei einfacher Bekanntgabe


II. Adressat

	Art. 41 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG
	Betroffener

	Art. 41 Abs. 1 Satz 2 BayVwVfG
	Bevollmächtigter (fakultativ)

	Art. 8 Abs. 1 VwZVG
	Vertreter (obligatorisch

nach Vorlage schriftlicher Vollmacht)

	Art. 8 a VwZVG

(vgl. § 122 Abs. 7 AO)
	Ehegatten und Kinder: eine Ausfertigung unter ihrer gemeinsamen Anschrift (außer Einzelzustellung beantragt)

	Art. 7 Abs. 1 Satz 1 VwZVG
	Nicht handlungsfähige Person

(Art. 12 BayVwVfG): Gesetzlicher Vertreter

	Art. 7 Abs. 2 VwZVG
	Behörden, juristische Personen, nicht rechtsfähige Personenvereinigungen und Zweckvermögen: Vorstand oder sonst vertretungsberechtigtes Organ


III. Funktion

1. Bekanntgabe und (äußere) Wirksamkeit (Existenz)

Art. 43 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG: Ein Verwaltungsakt wird gegenüber demjenigen, für den er bestimmt ist oder der von ihm betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in dem er ihm bekanntgegeben wird.

2. Bekanntgabe und Bestandskraft

§ 70 Abs. 1 Satz 1 VwGO: Der Widerspruch ist innerhalb eines Monats, nachdem der Verwaltungsakt dem Beschwerten bekanntgegeben worden ist, ... zu erheben.

3. Zustellung und Vollstreckung (s.u. D.III.1.a.)

Art. 23 Abs. 1 Nr. 1 VwZVG: Ein Verwaltungsakt, mit dem eine öffentlich-rechtliche Geldleistung gefordert wird (Leistungsbescheid), kann vollstreckt werden, wenn
1. er dem Leistungspflichtigen zugestellt ist,
...

C. Verwaltungskostenrecht

I. Begriffe

	Abgaben (vgl. Eva-Maria Söldner, S. 9)

	Sonstige Abgaben
	Verwaltungskosten (vgl. Art. 1 Abs. 1 Satz 1 KG)

	Steuern (§ 3 Abs. 1 AO)

Beiträge (Vorteilslasten)

(Benutzungs-) Gebühren

Verwaltungsabgaben i.Ü.
	(Verwaltungs-) Gebühren
	Auslagen

	
	Abdeckung des allgemeinen (Personal- und Sach-) Aufwands, Äquivalenzprinzip
	Konkret erhebungsfähiger Aufwand (vgl. Art. 10 KG)


II. Rechtsgrundlagen (vgl. Söldner, S. 12 ff.)
	Landeskostenrecht (Art. 70, 84 GG)
	Bundeskostenrecht (Annexkompetenz)

	Vollzug von Landesrecht oder Bundesrecht ohne Kostenvorschriften (Art. 27 KG)
	Vollzug von Bundesrecht

mit Kostenvorschriften

	Kostengesetz, Kostenverzeichnis,

kommunale Kostensatzungen (Art. 20 KG)
	Verwaltungskostengesetz


III. Kostenanspruch und Entstehung

	Sachliche Kostenpflicht

(beendigte, Art. 11 KG)

Amtshandlung, Art. 1 Abs. 1 KG
	Persönliche Kostenpflicht

Kostenschuldner, Art. 2 KG

(Veranlassungsprinzip; vgl. Söldner, S. 29)

	Sachliche Kostenfreiheit, Art. 3 KG
	Persönliche Gebührenfreiheit, Art. 4 KG


IV. Kostenhöhe

1. Gebühren

a. Arten

	Art. 5 Abs. 1 Satz 2 KG: Gebühren sind zu bestimmen

	durch

feste

Sätze
	nach dem Wert

des Gegenstands

der Amtshandlung
	nach dem durch die Amtshandlung

verursachten

Zeitaufwand
	Innerhalb

eines

Rahmens

	Festgebühren
	Wertgebühren
	Zeitgebühren
	Rahmengebühren

	Nr. 1
	Nr. 2
	Nr. 3
	Nr. 4


b. Äquivalenzprinzip

Art. 5 Abs. 2 Satz 1 KG: Im Kostenverzeichnis ist die Höhe der Gebühr nach dem Verwaltungsaufwand aller an der Amtshandlung beteiligten Behörden und Stellen und nach der Bedeutung der Angelegenheit für die Beteiligten festzulegen.
Art. 6 Abs. 2 Satz 1 KG: Bei der Ermittlung der Gebühr innerhalb eines Rahmens sind der mit der Amtshandlung verbundene Verwaltungsaufwand aller beteiligten Behörden und Stellen und die Bedeutung der Angelegenheit für die Beteiligten zu berücksichtigen.
c. Ermäßigung nach Art. 8 KG

	Abs. 1: Ablehnung (= Amtshandlung!)
	Abs. 2: Rücknahme oder Erledigung

	(fakultative) Ermäßigung bis auf 1/10 (Satz 1) oder Erhöhung bis zum doppelten Betrag, bei unverhältnismäßig hohem Verwaltungsaufwand (Satz 2)
	(obligatorische) Ermäßigung auf Rahmen von 1/10 (mindestens 15,- €) bis ¾, je nach dem Fortgang der Sachbehandlung (u.U. Verzicht, Abs. 3), + Auslagen, Art. 10 KG


d. Einzel- und Verfahrensgebühren

	Einzelgebühren
	Verfahrensgebühren

	Art. 7 Abs. 1 KG: Die Gebühr wird für jede Amtshandlung erhoben, auch wenn diese mit anderen zusammen vorgenommen wird; sie wird ohne Rücksicht auf die Zahl der beteiligten Personen nur einmal erhoben.
	Art. 5 Abs. 2 KG: 1Im Kostenverzeichnis ist die Höhe der Gebühr ... festzulegen. 2Dabei können mehrere Amtshandlungen innerhalb eines Verfahrens mit einer Gebühr bewertet werden.

	Beispiel: Baugenehmigung (Tarif-Nr. 2.I.1/1.24 KVz) mit Befreiungen (Tarif-Nr- 2.I.1./1.31 KVz)
	Beispiel: Baugenehmigung (Tarif-Nr. 2.I.1/1.24 KVz) enthält Zulassung von Abweichungen und Schnurgerüstabnahme


2. Auslagen nach Art. 10 KG

	Abs. 1 Nr. 1
	Abs. 1 Nr. 2
	Abs. 1 Nr. 3
	Abs. 1 Nr. 4
	Abs. 1 Nr. 5
	Abs. 2

	Entschädigungen für Zeugen

und

Sachverständige
	Telekommunikationsdienstleistungen, Postzustellungsaufträge, Einschreibe- und Nachnahmeverfahren
	Aufwendungen für

Veröffentlichungen von amtlichen Bekanntmachungen
	Reisekosten und sonstige Aufwendungen bei Ausführung von Dienstgeschäften

außerhalb der Dienststelle
	Anderen

Behörden oder

anderen

Personen

für ihre

Tätigkeit zustehende Beträge
	Schreibauslagen

(nach

besonderem Antrag)


V. Rechtsbehelfe gegen die Kostenentscheidung

Art. 12 Abs. 3 KG: Die Kostenentscheidung kann zusammen mit dem Verwaltungsakt oder selbständig nach Maßgabe der Vorschriften über die Verwaltungsgerichtsbarkeit angefochten werden.

D. Verwaltungsvollstreckungsrecht

I. Überblick

1. Rechtsgrundlagen

	Bayerische Polizei
	Bayerische Behörden
	Bundesbehörden

	Art. 53 – 69 PAG (vgl.

Art. 18 Abs. 2 VwZVG)
	Art. 18 – 41 a VWZVG
	VwVG


2. Systematik des VwZVG

	Zweiter Hauptteil: Vollstreckungsverfahren

	Erster Abschnitt:

Gemeinsame Vorschriften
	Zweiter Abschnitt:

Vollstreckung von

Verwaltungsakten zur Forderung einer Geldleistung

(Beitreibungsverfahren)
	Dritter Abschnitt: Vollstreckung von Verwaltungsakten zur Forderung einer Handlung, Duldung oder Unterlassung (Verwaltungszwang)

	Art. 18 – 22 VwZVG
	Art. 23 – 28 VwZVG
	Art. 29 – 39 VwZVG

	Allgemeine

Vollstreckungsvoraussetzungen, s.u. II.
	Besondere Vollstreckungsvoraussetzungen,

s.u. D.III.1.

s.u. D.III.2.




II. Allgemeine Vollstreckungsvoraussetzungen

	Vollstreckungsfähiger Inhalt

	Vollstreckbarkeit

(Wirksamkeit)
	Fehlende Erfüllung
	Verhältnismäßigkeit

	Art. 18

Abs. 1 VwZVG
	Art. 19

Abs. 1 VwZVG
	Art. 19 Abs. 2 VwZVG
	(zu Art. 29 Abs. 3 VwZVG s.u. D.III.2.a.)

	Leistung von Geld,

sonstiges Tun, Dulden oder Unterlassen,

Einhaltung gesetzlicher Verpflichtungen
	Nr. 1: Bestandskraft
	Die Vollstreckung setzt voraus, dass der ... Verpflichtete (Vollstreckungsschuldner) seine Verpflichtung nicht

rechtzeitig

erfüllt.
	Angemessenes Verhältnis zwischen Zwangsmittel und verfolgtem Zweck

Kein Selbstzweck des Verwaltungszwangs

Kein Strafcharakter des Verwaltungszwangs

	
	Nr. 2: kraft Gesetzes keine aufschiebende Wirkung eines Rechtsbehelfs

(§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 – 3 VwGO)
	
	

	
	Nr. 3: Anordnung der sofortigen Vollziehung

(§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO)
	
	

	
	Keine Nichtigkeit, Art. 43 Abs. 3 BayVwVfG
	
	


III. Besondere Vollstreckungsvoraussetzungen

1. Beitreibungsverfahren (Geldleistung)

a. Drei kumulative Voraussetzungen

	Art. 23 Abs. 1 VwZVG

	Nr. 1
	Nr. 2
	Nr. 3

	Förmliche Zustellung

(Abs. 2) eines Leistungsbescheids (VA für öffentlich-rechtliche Geldleistung)
	Fälligkeit

(nach materiellem Recht)
	(förmliche) Mahnung

(mit Zahlungsfrist von mindestens einer Woche)

Ausnahme: Abs. 3


b. Verfahren

	Geldforderungen

	des Staates
	einer Kommune

	sonstige jPöR

	Art. 25,

24 Abs. 1 Nr. 1 VwZVG
	Art. 26,

24 Abs. 1 Nr. 2 VwZVG
	Art. 27,

24 Abs. 1 Nr. 2 VwZVG

	Beitreibungsersuchen der Anordnungsbehörde

(Art. 20 Nr. 1 VwZVG) an die Vollstreckungsbehörde

(Art. 20 Nr. 2 VwZVG),

d.h. an das Finanzamt
	Vollstreckungsanordnung (Klausel), Vollstreckung durch ordentliche Gerichte, Gerichtsvollzieher bzw.

Vollstreckungsbedienstete
	wie Kommune, Art. 27 Abs. 1 Satz 1 VwZVG



	
	Pfändung und Einziehung durch Kommune selbst,

Art. 26 Abs. 5 VwZVG
	ohne Pfändung und Einziehung, Art. 27 Abs. 1 Satz 2 VwZVG


2. Verwaltungszwang (Handlung, Duldung oder Unterlassung)

a. Zwangsmittel (abschließende Aufzählung in Art. 29 Abs. 2 VwZVG)

	Nr. 1
	Nr. 2
	Nr. 4
	Nr. 3

	Zwangsgeld
	Ersatzvornahme (vertretbare Hdlg.)

	unmittelbarer Zwang (vgl. Art. 61 PAG)

	Ersatzzwangshaft


	Art. 29 Abs. 3 VwZVG: 1Das Zwangsmittel muss in angemessenem Verhältnis zu seinem Zweck stehen. 2Dabei ist das Zwangsmittel möglichst so zu bestimmen, dass der Betroffene und die Allgemeinheit am wenigsten beeinträchtigt werden.

	Art. 31
	Art. 32
	Art. 34
	Art. 33

	aufschiebend bedingter Leistungsbescheid, Abs. 3 Satz 2
	bei Widerstand gegen Ersatzvornahme:

unmittelbarer Zwang,

Art. 34 Satz 2 VwZVG

	


b. Androhung (= Verwaltungsakt)

	Zwangsgeld
	Ersatzvornahme
	unmittelbarer Zwang
	Ersatzzwangshaft

	Art. 36 Abs. 1 VwZVG: 1Die Zwangsmittel müssen unbeschadet des Art. 34 Satz 2 [...] schriftlich angedroht werden. 2Hierbei ist für die Erfüllung der Verpflichtung eine Frist zu bestimmen, innerhalb welcher dem Pflichtigen der Vollzug billigerweise zugemutet werden kann.

	
	Ausnahme in unaufschiebbaren Fällen, Art. 35 VwZVG

	

	Art. 36 Abs. 3 VwZVG (Kumulationsverbot): 1Es muss ein bestimmtes Zwangsmittel angedroht werden. 2Es darf nicht angedroht werden, dass mehrere Zwangsmittel gleichzeitig angewendet werden.

	Art. 36 Abs. 6 S. 2 VwZVG: Eine neue Androhung ist erst dann zulässig, wenn die vorausgegangene Androhung des Zwangsmittels erfolglos geblieben ist.


c. Anwendung (= Realakt)

	Zwangsgeld
	Ersatzvornahme
	unmittelbarer Zwang
	Ersatzzwangshaft

	Art. 37 Abs. 1 VwZVG: 1Wird die Verpflichtung nicht innerhalb der in der Androhung bestimmten Frist erfüllt, so kann die Vollstreckungsbehörde das angedrohte Zwangsmittel anwenden. 2Zwangsmittel können so lange und so oft angewendet werden, bis die Verpflichtung erfüllt ist.

	BayVGH: drei Mal
	
	Vollstreckungshilfe durch Polizei (Art. 2 Abs. 4 PAG), Art. 37 Abs. 2 VwZVG
	maximal

vier Wochen,

Art. 37 Abs. 1

Satz 3 VwZVG


E. Bescheidtechnik

I. Inhalt und Aufbau (s. Peter Lehmann, S. 61, Nr. 6.3)

	Kopf

	Art. 37 Abs. 3 Fall 1 BayVwVfG
	Ein schriftlicher oder elektronischer Verwaltungsakt muss die erlassende Behörde erkennen lassen.

	§ 21 Abs. 1 Satz 1 AGO
	Dienstliche Dokumente müssen mindestens Absender (Behördenbezeichnung, Angabe der Anschrift und der Telekommunikationsdienste), Empfänger, Datum, Geschäftszeichen, Bezug und Betreff enthalten.

	§ 22

Abs. 2 AGO

(vgl. Anlagen 1 und 2 zur AGO)
	Schreiben sollen grundsätzlich im persönlichen Briefstil mit Anrede und Schlussformel verfasst werden, es sei denn, der Briefstil ist nach Inhalt und Zweck des Schreibens nicht angebracht.


	Entscheidungssatz („Tenor“)

	Haupt-regelung(en)
	Art. 37 Abs. 1 BayVwVfG
	Ein Verwaltungsakt muss inhaltlich hinreichend bestimmt sein.

	Neben-bestimmung(en)
	Art. 36 BayVwVfG
	Befristung / Bedingung / Widerrufsvorbehalt / Auflage / Auflagenvorbehalt

	Sofortige

Vollziehung
	§ 80

Abs. 2

Satz 1

Nr. 4

VwGO
	Die aufschiebende Wirkung entfällt nur in den Fällen, in denen die sofortige Vollziehung im öffentlichen Interesse oder im überwiegenden Interesse eines Beteiligten ... besonders angeordnet wird.

	Androhung

eines

Zwangsmittels
	Art. 36 VwZVG (§ 13 VwVG)
	Vgl. D.III.2.b.

	Kosten-entscheidung
	Nach Maßgabe der kostenrechtlichen Vorschriften des Bundes oder des KG, i.V.m. Kostenverzeichnis (Art. 5, 6 Abs. 1 Satz 1 KG) oder Kostensatzung (Art. 20 KG), s.o. C.II.


	Gründe (Funktion: Befriedung und Kontrolle)

	I.

Sachverhalt
	Art. 39 Abs. 1 Satz 2 Fall 1
und

Fall 2 BayVwVfG
	In der Begründung sind die wesentlichen

tatsächlichen
und rechtlichen Gründe mitzuteilen, die die Behörde zu ihrer Entscheidung bewogen haben.

	II.

Rechtliche

Würdigung
	
	

	Zuständigkeit, Rechtsgrundlage und Voraussetzungen

	evtl.:

Ermessenserwägungen
	Art. 39

Abs. 1 Satz 3 BayVwVfG
	Die Begründung von Ermessensentscheidungen soll auch die Gesichtspunkte erkennen lassen, von denen die Behörde bei der Ausübung ihres Ermessens ausgegangen ist.

	Adressat
	Art. 9 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 LStVG

	Anordnung der

sofortigen Vollziehung
	§ 80

Abs. 3 Satz 1 VwGO
	In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 4 ist das besondere Interesse an der sofortigen Vollziehung des Verwaltungsakts schriftlich zu begründen.

	Zangsmittel und Kosten


	Rechtsbehelfsbelehrung

	§ 58 Abs. 1 VwGO
	Die Frist für ein Rechtsmittel oder einen anderen Rechtsbehelf beginnt nur zu laufen, wenn der Beteiligte über den Rechtsbehelf, die Verwaltungsbehörde oder das Gericht, bei denen der Rechtsbehelf anzubringen ist, den Sitz und die einzuhaltende Frist schriftlich belehrt worden ist.


	Unterschrift

	Art. 37 Abs. 3 Satz 1 Fall 2 BayVwVfG
	Ein schriftlicher oder elektronischer Verwaltungsakt muss ... die Unterschrift oder die Namenswiedergabe des Behördenleiters, seines Vertreters oder seines Beauftragten enthalten.

	Art. 37 Abs. 5 Satz 1 BayVwVfG
	Bei einem schriftlichen Verwaltungsakt, der mit Hilfe automatischer Einrichtungen erlassen wird, können abweichend von Absatz 3 Unterschrift und Namenswiedergabe fehlen.


· Übungsaufgabe: „Wolken über Sonnenschein“ (AL II/1 2003/2005, Aufgabe 10)

II. Dienstliche Schreiben

	Behördeninterne

Schreiben
	Aktenvermerk
	Niederschrift

	Schreiben einer Organisationseinheit einer Behörde an eine andere Organisationseinheit derselben Behörde.
	§ 18 Abs. 2 Satz 1 AGO: Über Besprechungen, Telefongespräche, Auskünfte und sonstige aus den Akten nicht unmittelbar ersichtliche Sachverhalte, die für die Bearbeitung bedeutsam sein können, soll ein Aktenvermerk gefertigt werden.
	§ 19 Satz 1 AGO: Über mündliche Erklärungen von besonderer tatsächlicher oder rechtlicher Bedeutung ist eine Niederschrift aufzunehmen.


	
	
	Beispiele:

· Formelsammlung,
S. 6

· Linhart S. 98.

	Beispiel:

· Linhart, S. 89
	Beispiele:

· Formelsammlung,
S. 4 f.

· Linhart S. 93 f.
	· 

	
	
	Kostenpflicht: Art. 1 Abs. 1, 6 Abs. 1 Satz 1 KG i.V.m. Tarif-Nr. 1.I.6 des Kostenverzeichnisses (vgl. Art. 20 KG); Gebühr von 7,50 € bis 75 € je angefangene Stunde


F. Anhang: Literatur

· Hans-Georg Dederer: „Rechtsschutz gegen Verkehrszeichen: Klagebefugnis und Widerspruchsfrist bei der Anfechtung von Verkehrsregelungen durch Verkehrszeichen“, in: NZV (Neue Zeitschrift für Verkehrsrecht) 2003, S. 314 – 319 (Heft 7)
· Hans-Uwe Erichsen/Dirk Rauschenberg: „Verwaltungsvollstreckung“, in: Jura 1998, S. 31 – 42 (Heft 1)
· Peter Lehmann: Allgemeines Verwaltungsrecht, München: Bayerische Verwaltungsschule, 2003 (Band 3), S. 23 – 26 (Nr. 3.1: Formen des Verwaltungshandelns), 37 – 48 (Nr. 5: Das Verwaltungsverfahren), 49 – 57 (Nr. 6.1: Der Begriff des Verwaltungsakts), 57 – 60 (Nr. 6.2: Formen des Verwaltungsakts), 60 – 70 (Nr. 6.3: Der Inhalt des Verwaltungsakts), 71 – 78 (Nr. 6.4: Die Bekanntgabe des Verwaltungsakts), 78 – 81 (Nr. 6.5: Wirksamkeit und Bestandskraft von Verwaltungsakten), 81 – 89 (Nr. 6.6: Die Vollstreckung von Verwaltungsakten)
· Helmut Linhart: Schreiben, Bescheide und Vorschriften in der Verwaltung, München: Jehle, Loseblattsammlung, S. 87 – 90 (§ 10: Behördeninterne Schreiben), 91 – 95 (§ 11: Aktenvermerk), 96 – 103 (§ 12: Niederschrift)
· Eva-Maria Söldner: Verwaltungskostenrecht, München: Bayerische Verwaltungsschule 2002 (Band 22)

· Sascha Werner: „Ausgewählte Grundfragen des Verwaltungsvollstreckungsrechts“, in: JA (Juristische Arbeitsblätter) 2000, S. 902 – 911 (Heft 11)
� 	Beachte Art. 13 KAG!


� 	Für die Wahl der Schriftform spricht vor allem, dass Rechtsbehelfsfristen nur zu laufen beginnen, wenn die Rechtsbehelfsbelehrung schriftlich erfolgte (§ 58 Abs. 1 VwGO); Peter Lehmann, S. 58.


� 	Ein mündlicher Verwaltungsakts ist schriftlich oder elektronisch zu bestätigen, wenn hieran ein berechtigtes Interesse besteht und der Betroffene dies unverzüglich verlangt (Art. 37 Abs. 2 Satz 2 BayVwVfG).


� 	Vgl. dazu auch das Extra-Skript: Besondere Verfahrensarten.


� 	Für die Versäumung der Widerspruchsfrist (§ 70 Abs. 1 VwGO) richtet sich die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach den §§ 70 Abs. 2, 60 Abs. 1 bis 4 VwGO.


� 	Fällt der dritte Tag auf einen Samstag, Sonntag oder gesetzlichen Feiertag, gilt die Bekanntgabe auch an diesen Tagen als bewirkt. Art. 41 Abs. 2 BayVwVfG setzt nämlich keine Frist fest, sondern bestimmt einen Termin. Art. 31 Abs. 3 BayVwVfG kommt also nicht zur Anwendung. Beispiele bei Peter Lehmann, S. 73.


� 	Vgl. Peter Lehmann, S. 161.


� 	Vgl. Peter Lehmann, S. 75, 164. Dazu gehört nicht das von der Post seit September 1997 angebotene „Einwurf-Einschreiben“, da die Zustellung nach Art. 2 Abs. 1 Satz 1 VwZVG (cf. § 2 Abs. 1 Satz 1 VwZG) „in der Übergabe oder Vorlage eines Schriftstücks“ besteht.


� 	Vgl. Peter Lehmann, S. 165.


� 	Nicht vollstreckungsfähig ist z.B. die Feststellung der mangelnden Wehrdienstfähigkeit („Ausmusterungsbescheid“); Peter Lehmann, S. 81.


� 	Ebenso Kommunalunternehmen nach Maßgabe der Art. 91 Abs. 4 GO, 79 Abs. 4 LKrO, 77 Abs. 4 BezO.


� 	Beispiel: Abriss eines „Schwarzbaus“ durch eine Abbruchfirma; Peter Lehmann, S. 87.


� 	Beispiel: Versiegelung einer Gaststätte nach Entziehung der Konzession eines nahezu mittellosen Gastwirts; Sascha Werner, JA 2000, S. 902 ff., 904 f.


� 	Beispiel: Der durch Konkurs mittellos gewordene Unternehmer weigert sich, der Behörde unbekannt lagernde hochgiftige Chemikalien auszuhändigen; Peter Lehmann, S. 88.


� 	Beispiel: Bevor die Behörde im Wege der Ersatzvornahme eine baurechtliche Beseitigungsanordnung vollziehen lässt, lässt sie den dort verbarrikadierten Hauseigentümer aus dem Gebäude schaffen; Peter Lehmann, S. 87.


� 	Beispiel: Abriss eines nach Blitzschlag akut einsturzgefährdeten Hauses; Sascha Werner, JA 2000, S. 902 ff., 906.


� 	Die Errichtung einer Niederschrift ist außerdem vorgesehen in Art. 27 Abs. 2 – 5 BayVwVfG (Versicherung an Eides Statt), Art. 64 BayVwVfG (Form des Antrags im förmlichen Verwaltungsverfahren), Art. 68 Abs. 4 BayVwVfG (Mündliche Verhandlung im förmlichen Verwaltungsverfahren), Art. 73 Abs. 4 Satz 1 BayVwVfG (Einwendungen im Anhörungsverfahren des Planfeststellungsverfahrens), Art. 24 Abs. 2 BayEG (Zustand des Grundstücks im Enteignungsverfahren), Art. 29 Abs. 3 BayEG (Einigung im Enteignungsverfahren), Art. 24 Abs. 4 PAG (Durchsuchung von Wohnungen), Art. 54 GO, 48 LKrO, 45 BezO (Verhandlungen des Gemeinderats / Kreistags / Bezirkstags) und § 70 Abs. 1 Satz 1 VwGO (Form des Widerspruchs).





( by RA Dr. Thomas Troidl 02.01.05 (www.rae-schlachter.de)


